
 

Wahlprüfsteine der Studierendenrätekonferenz Sachsen-Anhalt zur Landtagswahl 2026, Antwort BSW 

 1. Erhalt der verfassten StudierendenschaŌen und studenƟscher Selbstverwaltung 

Die verfassten StudierendenschaŌen bilden die demokraƟsche Selbstverwaltung der Studierenden 
und übernehmen Aufgaben der Interessenvertretung, poliƟschen Bildung sowie der sozialen, 
kulturellen und internaƟonalen Zusammenarbeit. In Sachsen-Anhalt wurden zuletzt poliƟsche 
Vorhaben diskuƟert, die die Auflösung dieser Strukturen und die Verlagerung ihrer Aufgaben auf 
Hochschulverwaltungen vorsehen. Die SRK sieht darin Risiken für MitbesƟmmung, Eigenständigkeit 
und demokraƟsche Beteiligung an Hochschulen. 

Frage: 

Wie posiƟoniert sich Ihre Partei zum dauerhaŌen Erhalt der verfassten StudierendenschaŌen als 
KörperschaŌen des öffentlichen Rechts? 

Das BSW setzt sich für den Erhalt der bestehenden Rechtsform und die Eigenständigkeit 
studenƟscher Vertretungen ein. 

 

2. DemokraƟsche MitbesƟmmung an Hochschulen 

Studierende wirken in Senaten, Fachbereichsräten, Studierendenräten und weiteren 
Hochschulgremien an Entscheidungsprozessen mit. GleichzeiƟg werden Veränderungen von 
Gremienstrukturen und Beteiligungsrechten immer wieder poliƟsch diskuƟert. Für die SRK stellt sich 
daher die Frage, welchen Stellenwert HochschuldemokraƟe künŌig im Land einnehmen soll. 

Frage: 

Welche Rolle soll studenƟsche MitbesƟmmung an Hochschulen künŌig in Sachsen-Anhalt spielen? 

Studenten sollen in Entscheidungen einbezogen werden, die sie konkret betreffen. Dafür ist es 
notwendig, dass Studenten in Senaten, Fachbereichsräten, Studentenräten und weiteren 
Hochschulgremien an Entscheidungsprozessen mitwirken. Das BSW setzt sich darüber hinaus für die 
Förderung studenƟschen Engagements und demokraƟsche Beteiligungsformate für und mit 
Studenten ein. Insbesondere das Recht der freien Meinungsäußerung schätzen wir hoch. Dass 
bspw. PalesƟnafreundliche Proteste an Hochschulstandorten verboten werden oder 
Veranstaltungen mit Professoren, die nicht das gewünschte Meinungsspektrum vertreten, 
untersagt werden, darf aus unserer Sicht nicht passieren. Das gilt für Professoren und Dozenten an 
den Hochschulen genauso. Sie dürfen nicht entlassen werden, weil das Meinungsspektrum nicht 
passt. 

 

3. Soziale Lage und Studienfinanzierung 

Steigende Lebenshaltungskosten, höhere Mieten und zusätzliche Belastungen im Studienalltag 
verschärfen die finanzielle SituaƟon vieler Studierender. Besonders betroffen sind Studierende ohne 
familiäre Unterstützung sowie internaƟonale Studierende. GleichzeiƟg fehlen häufig ausreichende 
Unterstützungsstrukturen und finanzielle Absicherungen. 

Frage: 

Welche Maßnahmen plant Ihre Partei, um die soziale und finanzielle SituaƟon von Studierenden in 
Sachsen-Anhalt zu verbessern? 



BAföG ist zentral für ChancengerechƟgkeit in der Bildung und muss deutlich gestärkt werden, z.B. 
durch höhere Fördersätze und weniger BürokraƟe. Wir brauchen zudem bezahlbares Wohnen durch 
mehr Studentenwohnheime sowie dauerhaŌ niedrigere Energiepreise - aus unserer Sicht müssen 
dafür wieder günsƟge Energieimporte aus Russland ermöglicht werden. Sozialverträgliche Preise in 
Mensen und Cafeterien wollen wir durch bedarfsgerechte, öffentliche Zuschüsse an 
Studentenwerke schaffen. 

 

4. StudenƟscher Wohnraum 

Die Versorgung mit studenƟschem Wohnraum bleibt in Sachsen-Anhalt deutlich hinter dem Bedarf 
zurück. Nach der WohnraumstaƟsƟk 2025 stehen 49.987 Studierenden lediglich 4.654 
Wohnheimplätze gegenüber. Dies entspricht einer Unterbringungsquote von 9,31 %. Viele 
Studierende sind daher auf den privaten Wohnungsmarkt angewiesen. 

Frage: 

Wie möchte Ihre Partei bezahlbaren Wohnraum für Studierende in Sachsen-Anhalt ausbauen? 

Bezahlbarer Wohnraum für Studierende soll durch den Ausbau öffentlich geförderter Wohnheime 
der Studentenwerke und den kommunalen Wohnungsbau gesichert werden. Wir setzen auf mehr 
öffentliche InvesƟƟonen staƩ PrivaƟsierung. Steigende Mieten und Nebenkosten wollen wir durch 
soziale Wohnraumförderung, Mietobergrenzen im studenƟschen Wohnen und Entlastungen bei den 
Energiepreisen abfedern. Studentenwerke brauchen für Sanierung und Modernisierung dauerhaŌ 
höhere LandesmiƩel sowie zinsgünsƟge Fördermöglichkeiten. 

 

5. Mobilität und SemesterƟcket 

Steigende Ticketpreise führen zu höheren Semesterbeiträgen und gefährden die finanzielle 
Belastbarkeit des deutschlandweiten SemesterƟckets. Mobilität ist jedoch Voraussetzung für 
Studium, PrakƟka und studenƟsche ErwerbstäƟgkeit. 

Frage: 

Wie will Ihre Partei langfrisƟg bezahlbare Mobilität für Studierende sichern?  

Bezahlbare Mobilität ist aus unserer Sicht sehr wichƟg. Wir wollen ein dauerhaŌ bezahlbares 
SemesterƟcket, das nicht ständig teurer wird. Das DeutschlandsemesterƟcket muss daher 
dauerhaŌ durch Bund und Länder finanziert werden, damit es für Studenten auch bezahlbar bleibt. 
Die Anbindung der Hochschulen im ÖPNV wollen wir mit besseren Taktungen, günsƟgen Tarifen 
und mehr InvesƟƟonen in Bus und Bahn verbessern, damit Studieren auch ohne Auto und teure 
Spritpreise möglich ist. 

 

6. Hochschulfinanzierung und ZukunŌ der Hochschulstandorte 

Die Diskussion um Grundfinanzierung, DriƩmiƩelabhängigkeit und die ZukunŌ regionaler 
Hochschulstandorte prägt die HochschulpoliƟk seit Jahren. Demografischer Wandel und 
FachkräŌemangel stellen zusätzliche Herausforderungen dar. 

Frage: 

Wie möchte Ihre Partei die Hochschulen in Sachsen-Anhalt langfrisƟg absichern? 



Das BSW setzt sich für eine ausreichende Grundfinanzierung von staatlichen Hochschulen ein und 
fördert deren Ausbau. Dafür braucht es eine Hochschulentwicklungsplanung, die regionale 
Hochschulstandorte im Blick hat. Zudem macht sich das BSW für eine Zivilklausel an Hochschulen 
stark, die eine Forschung ausschließlich für zivile Zwecke vorschreibt. 

 

7. Arbeitsbedingungen und studenƟscher Tarifvertrag 

Unsichere BeschäŌigungsverhältnisse, kurze Befristungen und fehlende Dauerstellen prägen 
weiterhin viele Arbeitsbereiche an Hochschulen. Dies betriŏ sowohl wissenschaŌliche Mitarbeitende 
als auch studenƟsche BeschäŌigte. GleichzeiƟg wird seit Jahren über bessere Arbeitsbedingungen 
und tarifliche Regelungen für studenƟsche BeschäŌigte diskuƟert. 

Frage: 

Welche Maßnahmen unterstützt Ihre Partei zur Verbesserung der Arbeits- und 
BeschäŌigungsbedingungen an Hochschulen in Sachsen-Anhalt, insbesondere für wissenschaŌliche 
Mitarbeitende und studenƟsche BeschäŌigte? Setzt sich Ihre Partei auf Landesebene und innerhalb 
der TarifgemeinschaŌ deutscher Länder für tarifliche Regelungen für studenƟsche BeschäŌigte ein? 

Dauerbefristungen wollen wir in Dauerstellenprogramme ändern. Auch an Hochschulen braucht es 
verlässliche und gute Arbeitsbedingungen. Permanente Befristungen und die Abhängigkeit von 
DriƩmiƩelfinanzierung sind dabei ein enormer Klotz am Bein. Wir setzen uns insbesondere für 
einen studenƟschen Tarifvertrag (TVStud) für studenƟsche BeschäŌigte ein und setzen auf 
FachkräŌebindung. 

 

8. Studierendenwerke, Infrastruktur und Digitalisierung 

Mensen, Beratungsangebote, Lernräume und digitale Infrastruktur sind wesentliche Voraussetzungen 
für ein erfolgreiches Studium. GleichzeiƟg bestehen InvesƟƟonsbedarfe bei Gebäuden, 
Aufenthaltsflächen und der technischen AusstaƩung. 

Frage: 

Welche Maßnahmen plant Ihre Partei zur Stärkung der sozialen und infrastrukturellen 
Rahmenbedingungen des Studiums? 

Studentenwerke sind ein wichƟger Teil guter Studienbedingungen. Diese müssen selbstverständlich 
verlässlich abgesichert und gestärkt werden. Hochschulen und Studentenwerke brauchen dafür 
eine dauerhaŌe und ausreichende Finanzierung durch das Land, nicht nur durch kurzfrisƟge oder 
befristete Programme. Die studenƟsche MitbesƟmmung wollen wir stärken, indem Studierende in 
Gremien echte Mitsprache behalten und bei wichƟgen Entscheidungen frühzeiƟg einbezogen 
werden. 

Beratungsangebote für Studierende wollen wir ausbauen und dauerhaŌ absichern. Dafür braucht 
es mehr Personal und eine verlässliche Finanzierung durch das Land. Psychosoziale 
Beratungsangebote gehören dazu. WichƟg sind auch niedrigschwellige und mehrsprachige 
Angebote für internaƟonale Studierende. In Krisen müssen schnelle und unbürokraƟsche Hilfen 
möglich sein. Studentenwerke, Hochschulen und Beratungsstellen sollten enger zusammenarbeiten, 
damit Unterstützung schneller ankommt. 

Hochschulen müssen intakt sein und eine freundliche Lernatmosphäre bieten. Mit Sanierungen, 
aber auch Neubauten von Hochschulen wollen wir dem begegnen. Hochschulstandorte müssen 
barrierefrei sein. Das gilt auch für digitale Barrieren: Kostenfreies WLAN in den Hochschulen und 



auf dem Campus sind genauso wichƟg für einen freien Zugang zu Internet und Technik wie 
ausreichend verfügbare Rechner und kostengünsƟge bis kostenfreie SoŌwareangebote. 

 

9. AnƟdiskriminierung und DemokraƟeschutz 

Hochschulen sind Orte wissenschaŌlicher Freiheit, demokraƟscher Beteiligung und gesellschaŌlicher 
Vielfalt. Zugleich nehmen Berichte über Diskriminierung, anƟsemiƟsche und rassisƟsche Vorfälle 
sowie Angriffe auf demokraƟsche Strukturen zu. Die Sicherung eines diskriminierungsfreien und 
demokraƟschen Hochschulumfeldes stellt daher eine zentrale Herausforderung dar. 

Frage: 

Welche Maßnahmen möchte Ihre Partei ergreifen, um demokraƟsche Kultur und den Schutz vor 
menschenfeindlichen und demokraƟegefährdenden Einflussnahmen an Hochschulen in Sachsen-
Anhalt zu stärken? 

Das BSW setzt sich für das Recht der freien Meinungsäußerung ein und wir finden es wichƟg, genau 
zu prüfen, welche PosiƟonen tatsächlich als demokraƟegefährdend einzustufen sind. Eine poliƟsche 
EinseiƟgkeit in der DemokraƟebildung lehnen wir ab. Maßnahmen zur Stärkung demokraƟscher 
Kultur sollten auf Pluralismus, DebaƩenkompetenz und die VermiƩlung demokraƟscher 
Grundwerte ausgerichtet sein, staƩ besƟmmte gesellschaŌliche oder poliƟsche PosiƟonen pauschal 
zu sƟgmaƟsieren. Hochschulen sollen den offenen wissenschaŌlichen Diskurs fördern und 
Studierende dazu befähigen, unterschiedliche Argumente kriƟsch zu prüfen und eigenständig zu 
urteilen. Auch kontroverse PosiƟonen müssen sachlich diskuƟert werden können, ohne Angst vor 
Ausgrenzung oder poliƟschem Druck.  

Ganz klar richtet sich das BSW gegen menschenfeindliche, rassisƟsche und herabwürdigende 
Äußerungen. Fälle solcher Äußerungen oder Behandlungen müssen schnellstmöglich aufgeklärt 
werden. Betroffene müssen Schutz erhalten, Beratungsangebote und auch Schulungen sollten 
sowohl Studenten als auch Dozenten offenstehen.  

 


